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Eine der einflußreichsten Persönlichkeiten im Wasserbauwesen an Rhein und Ruhr war der erste 
Direktor der Rheinstrombauverwaltung, Eduard Adolf Nobiling. Über 40 Jahre hat er sich zwi­
schen 1836 und 1877 um den Ausbau und die Regulierung des Rheins und seiner Nebenflüsse mit 
großem Erfolg bemüht. Obwohl sich seine Leistungen neben denen anderer berühmter Wasser­
bauingenieure am badischen, bayrischen und preußischen Rhein wie Gotthilf Hagen 
(1797-1884), Gottfried Tulla (1770-1828) oder Carl Friedrich Wiebeking (1762-1842) sehen 
lassen können, haben seine Arbeiten vergleichsweise wenig Beachtung gefunden. Das liegt wohl 
hauptsächlich daran, daß er nur zwei Abhandlungen veröffentlicht und fast ausschließlich hinter 
den Kulissen gewirkt hat. Wer nur gelegentlich in Staats- und Privatarchiven an Rhein und Ruhr 
arbeitet, wird bereits bald merken, daß der Name Nobiling sehr häufig auftaucht. Bei der Durch­
sicht der Archivalien zur Rhein- und Ruhrschiffahrt gewinnt man den Eindruck, daß Nobiling 
so etwas wie eine »graue Eminenz« gewesen ist, deren Urteil gehört werden mußte. Wie ein roter 
Faden zieht sich die Spur seiner Tätigkeit durch die Akten. Die folgende Skizze soll diesen Mann 
aus dem Halbdunkel behördlicher Verwaltungsakten herausholen und anläßlich seines 100. To­
destages seine Bedeutung für die Schiffahn auf Rhein, Ruhr und Mosel in Erinnerung rufen. 

Eduard Adolf Nobiling wurde am 7. Juni 1801 als Sohn eines Oberförsters im Großherzogtum 
Anhalt-Dessau geboren. 1 Nach dem Besuch des Gymnasiums in Magdeburg ließ er sich in dieser 
Stadt zum Feldmesser ausbilden. Seine praktische Lehrzeit schloß er mit der staatlichen Feldmes­
serprüfung und mit der Vereidigung am 15. Juni 1819 ab, worauf er bis zum Oktober 1823 auf 
Diätenbasis und unter Bezug von Reisekosten von der Königlichen Regierung in Magdeburg bei 
Stromaufnahmen, Deichanlagen und Bauausführungen im Wasser- und Straßenbau beschäftigt 
wurde. Während dieser Zeit leistete Nobiling seinen Militärdienst (1821/22) als einjährig Freiwil­
liger ab. Im Oktober 1823 ging er zur Vorbereitung auf die Staatsprüfung im Fach Baukunst nach 
Berlin an die dortige Bauakademie. Knapp zwei Jahre später erhielt er am 16. August 1825 das 
Zeugnis über die bestandene Prüfung ausgehändigt. 2 

Bis zu seiner ersten etatmäßigen Einstellung als Grabenbauinspektor in Havelberg am 8. Au­
gust 1828 setzte ihn die Regierung in Magdeburg als Baukondukteur gegen Diätenbezahlung und 
Reisekostenentschädigung beim Umbau der Cadenschleuse im Plauenschen Kanal und beim Stra­
ßenbau bei Egeln ein. Sein Ausbildungsweg und die projektgebundene Beschäftigung bei Wasser­
und Straßenbauten entsprachen der damals üblichen Praxis für angehende Ingenieure in der staat­
lichen Bauverwaltung. Trotz der Erfüllung der Qualifikationsanforderungen bestand weder ein 
Anrecht auf Übernahme in den Staatsdienst, noch konnte aus der zeitweisen Beschäftigung ein 
Anrecht auf Einstellung erworben werden. Ehe man nach der praktischen und wissenschaftli­
chen Staatsprüfung in eine Planstelle eingewiesen wurde, hatte man sich in der Regel längere Zeit 
in der Praxis zu bewähren, wobei eine auf diätarischer Bezahlung beruhende vorübergehende 
Anstellung meistens auf einzelne Bauvorhaben beschränkt war. Es konnte durchaus Zeiten ge­
ben, die ein Bauingenieur ohne jegliche Arbeit und Bezahlung überbrücken mußte.3 

Seiner besonderen Befähigung hatte es Nobiling zu verdanken, daß er bereits im Alter von 
27 Jahren als 

_
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spricht. Im Königreich Hannover dauerte die berufliche Karriere von der ersten festen Anstel­
lung als Wasserbaubeamter bis zum Inspektor im Durchschnitt 13,5 Jahre. Nur wenigen Inge­
nieuren gelang eine schnellere Beförderung, wobei der Aufstieg von August Heß (1827-1894) in 
nur acht Jahren die Ausnahme war. 

Am 15. April 1831 wurde Nobiling als Wasserbauinspektor nach Torgau an der Eibe auf die 
Stelle des Bauinspektors Stelling versetzt, der in Erfurt eine neue Tätigkeit aufgenommen hatte. 
Die vom Minister des Innern angeordnete Versetzung wurde damit begründet, daß Nobiling sich 
in seinem jetzigen Dienstverhältnisse als Wasserbaumeister ausgezeichnet habe. Da bisher ein 
Teil der Havel und Eibe zu seinem Geschäftskreis gehört habe, sei er auch mit den Eigentümlich­
keiten der Eibe vertraut. Statt eines jährlichen Gehaltes von 630 Talern erhielt er in Torgau 700 
Taler pro Jahr und zusätzlich 250 Taler Fahrtkostenentschädigung.4 Nobiling führte in seinem 
neuen Wirkungskreis örtlich begrenzte Stromregulierungsarbeiten durch und stellte Entwürfe 
für Meliorationsprojekte auf. 

Aus dieser Zeit stammte die engere Verbindung Nobilings mit dem späteren Geheimen Ober­
landesbaudirektor Gotthilf Hagen, der, fast gleichaltrig mit Nobiling, ebenfalls im Jahre 1819 die 
Feldmesserprüfung abgelegt hatte. Hagen, der nur drei Jahre später die Baumeisterprüfung be­
stand, war nach einer längeren technologischen Auslandsreise zwischen 1826 und 1830 mit dem 
Ausbau des Hafens von Pillau beschäftigt, ehe er Ende 1830 auf Anregung Schinkels in die Ober­
baudeputation in Berlin als stimmfähiges Mitglied berufen wurde. In dieser Stellung hatte er die 
Wasserbauangelegenheiten des Rheinlandes und Westfalens zu bearbeiten.5 Es ist wohl der per­
sönlichen Bekanntschaft mit Hagen zuzuschreiben, daß Nobiling trotz seiner großen Starrköp­
figkeit viel Verständnis für seine Vorschläge in Berlin fand, seit er in die preußischen W estprovin­
zen versetzt worden war. 

Im Juni 1836 war die Stelle eines Regierungs-Baurats in Trier freigeworden, für deren Beset­
zung man einen erfahrenen Wasserbaufachmann suchte, der die schwierigen Regulierungsbau­
werke an der Mosel meistern könnte. Die Wahl fiel auf Nobiling, der jedoch nicht ohne weiteres 
vom Regierungspräsidenten von Meding in Merseburg freigegeben wurde. Er weigerte sich zu­
nächst, den fähigen Wasserbauingenieur abzugeben, und setzte schließlich, als man in Berlin auf 
der Versetzung bestand, durch, daß Nobiling die in Arbeit befindlichen Projekte für die Meliora­
tion an der Schwarzen Elster-Niederung abschloß. 

Obwohl Nobiling am 14. Juli 1836 die Versetzungsverfügung erhalten hatte und am 23. Juli im 
Hinblick auf seine neue Stellung zum Regierungs- und Baurat ernannt worden war, mußte er 
dem Regierungspräsidenten von Ladenberg in Trier am 4. September mitteilen, daß er dem Be­
fehl vom 28. August, sich in Trier zu melden, noch nicht habe nachkommen können. Die Regie­
rung in Merseburg habe ihm noch keinen Entlassungsbescheid zugestellt. Am 24. September 
schrieb Nobiling erneut nach Trier und fragte an, wie er sich verhalten solle, wenn sich die Ver­
setzung weiter verzögere. Sein Nachfolger habe mit dem heutigen Tage den Dienst aufgenom­
men, und er wisse nicht, warum er noch in Torgau bleiben müsse. Die Übergabe der Dienstregi­
stratur und die angeordnete Elbstrombereisung seien auf den 25. September festgesetzt. Doch 
habe er auf seine erneute Bitte vom 21. September, die Versetzungsverfügung nun zu erlassen, aus 
Merseburg keine Antwort erhalten, obwohl alle Arbeiten abgeschlossen seien und die einzige Ar­
beit, die einige Lokalkenntnis verlange, nämlich die Ausarbeitung des Entwässerungsprojektes 
der Schwarzen Elster-Niederung, von Trier aus erfolgen könne.6 

Als er sich schließlich in Trier beim Regierungspräsidenten von Ladenberg melden konnte, 
ordnete dieser Nobiling sogleich als ingenieurbautechnisches Mitglied seiner kollegialen Behörde 
zu. Sein Hauptaugenmerk richtete Nobiling auf die regulierungsbedürftigen Hauptflüsse des Re­
gierungsbezirks, auf die Saar und die Mosel. Über die Bedeutung der von ihm zu leistenden Ar­
beiten hieß es in einem Bericht des Regierungspräsidenten: Nobiling werde sich, wenn die von 
ihm erbauten Wasserwerke ihren Zweck erfüllten und namentlich die Mosel der Dampfschiff­
fahrt eröffneten, ein bleibendes Verdienst um die ganze Mosel erwerben. 

Bereits 1827 hatte das preußische Ministerium des Innern ein Gutachten über die Vorausset­
zung einer Verbesserung der Schiffahn auf der Mosel angefordert. Der Kostenvoranschlag, der 
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im März 1828 dem Oberbaurat Bauer in Berlin zugestellt wurde, ging bei einer Befahrung der 
Mosel mit Dampfschiffen von 41h Fuß Tiefe aus und rechnete mit einem Kostenaufwand von 
etwa 400 000 Reichstalern.7 Da aber daraufhin in den nächsten Jahren nichts unternommen 
wurde, verwies der Trierer Oberbürgermeister Haw 1833 in einer Adresse des Rheinischen Pro­
vinziallandtages an den König erneut auf die ungünstige Verkehrssituation im Moseltal und for­
derte mit der Regulierung der Mosel gleichzeitig eine Verbesserung der Saarschiffahrt. 

Eine hinreichende Tiefe, die auch in der trockenen Jahreszeit Schiffen mit gewöhnlicher La­
dung die Fahrt ermögliche, würde die Versorgung der Eisen-, Stahl- und Steingutfabriken im Re­
gierungsbezirk Trier zu jeder Zeit sichern. Gleichzeitig werde die Dampfschiffahn zwischen 
Koblenz und Trier sowie von dort bis Metz durchführbar, die nirgends ihrem Zwecke der Er­
leichterung und Vermehrung des Verkehrs mehr entsprechen würde als auf der Mosel. 

Es bedurfte jedoch eines weiteren Anstoßes von Haw im Februar 1838, ehe das preußische Fi­
nanzministerium am 13. April 1838 eine Kommission einsetzte, die eine Entscheidung darüber 
herbeiführen sollte, ob eine Kanalisierung oder nur eine systematische Verbesserung vorzuneh­
men sei. Man entschloß sich für eine bessere Schiffbarmachung im Wege einer systematischen 
Flußkorrektion. Daraufhin gingen die Köngliche Regierung in Trier und der Oberpräsident der 
Rheinprovinz, von Bodelschwingh, sofort daran, eine Räumung und Ausbesserung des Flußbet­
tes als Voraussetzung für die Einführung der Dampfschiffahn einzuleiten. Die Leitung der vorzu­
nehmenden Bauarbeiten übertrug man Nobiling, der durch Längs- und Querdämme, durch Bag­
gerungen und Beseitigungen der Untiefen und Kiesbänke die Fahrrinne zu korrigieren begann, 
um eine größere Wassertiefe zu bekommen. Bereits im Jahre 1841 sollten Regulierungen eine 
Fahrt auf der Mosel zu jeder Jahreszeit mit 24 Zoll Wasser ermöglichen. Bis 1849 stellte die preu­
ßische Regierung für die Regulierungsarbeiten an Mosel und Saar sowie für die Ufer-, Leinpfad­
und die übrige Unterhaltung rund 450 000 Reichstaler zur Verfügung, ohne daß sich der erhoffte 
Erfolg einstellte. Zwar befuhren ab 1839 Dampfschiffe die Mosel, doch die Verbesserungen reich­
ten nicht aus, um ganzjährig genügend Wassertiefe zu garantieren. So stellte man 1857 in 
Deutschland und ungefähr zur gleichen Zeit in Frankreich die Arbeiten ein.8 
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Zur gleichen Zeit, in der über die Schiffbarmachung der Mosel entschieden wurde, hatte sich 
ein ,,Verein achtbarer Kaufleute<< konstituiert, der eine Subskriptionsliste zur Errichtung der 
Dampfschiffahn auf der Mosel auslegte. Auf Veranlassung dieses Konsortiums untersuchte der 
technische Direktor der Hüttengewerkschaft und HandlungJacobi, Haniel & Huyssen, Wilhelm 
Lueg, auf deren Ruhrorter Werft die meisten Dampfschiffe der Preußisch-Rheinischen Dampf­
schiffahrtsgesellschaft in Köln gebaut worden waren, die Strecke von Trier bis Koblenz bei fast 
ganz niedrigem Wasserstande und kam zu dem Ergebnis, daß der Aufnahme der Dampfschiffahn 
nichts im Wege stehe. Von den Unternehmern befragt, sprach sich auch Nobiling nach eingehen­
der Bereisung des Flusses für die Möglichkeit der Befahrung mit Dampfschiffen aus.9 

In nicht ungeschickter Weise versuchte die in der Gründung befindliche Trierer Gesellschaft, 
sich technischen Sachverstand und staatliche Mitwirkung in der Person von Nobiling zu sichern. 
Auf der ersten Generalversammlung am 3. Oktober 1838 wurde der Vertreter der Regierung in 
Trier für Wasserbaufragen, Baurat Nobiling, in ein Vorstandskomitee gewählt. Das ging der Re­
gierung allerdings zu weit und sie verweigerte Nobiling die Genehmigung zur Annahme der 
Wahl. Man befürchtete wohl nicht zu Unrecht mögliche Interessenkollisionen, die sich aus No­
bilings Stellung als Regierungsbeamter und als Mitglied eines privatwirtschaftliehen Unterneh­
mens ergeben könnten. Nobiling mußte also die Wahl ablehnen. Es wurde ihm jedoch gestattet, 
der Gesellschaft Ratschläge zu erteilen und für sie Gutachten zu erstellen. Diese Erlaubnis nutz­
ten die Dampfschiffahrts-Unternehmer sofort aus und sandten den Kaufmann Savoye und Nobi­
ling Ende 1838 auf eine technische Informationsreise nach England und Frankreich. Sie sollten 
sowohl den Zustand der Dampfschiffahn auf Flüssen (Saone, Loire), die mit der Mosel Ähnlich­
keit hatten, durch persönliche Anschauung kennenlernen, als auch Werften und Dampfmaschi­
nenfabriken besuchen und Verträge zum Kauf von Schiffen vorbereiten. 10 

Während Nobiling sich danach auf die Regulierungsarbeiten beschränkte, bestellte die Trierer 
Dampfschiffahrtsgesellschaft ihr erstes Dampfschiff nicht bei Haniel in Ruhrort, sondern bei 
Moritz Roentgen, dem erfahrenen technischen Direktor der Niederländischen Dampfschiffahrts­
gesellschaft in Rotterdam. 1 1  Das im Herbst 1839 bestellte Schiff, die mit einer 50-PS-Maschine 
ausgerüstete MOSELLA, legte am 24. August 1840 in Koblenz und drei Tage später in Trier an. Das 
Personen- und Frachtschiff war aus Eisen gebaut, hatte einen Tiefgang von 0,6 m und konnte be­
quem 200 Personen fassen. 

Mit Aufkommen der Eisenbahnlinien zwischen Köln und Trier (1871) sowie Koblenz und 
Trier (1879) in den 1870er Jahren wurde die Mosel als Verkehrsstraße wieder in den Hintergrund 
gedrängt. 

Nach knapp achtjähriger Tätigkeit im Trierer Bezirk wurde Nobiling im Frühjahr 1844 die 
Stelle des verstorbenen Regierungsrates Eversmann12 in Düsseldorf angeboten. In einem am 
21. Februar an Beuth gerichteten Brief bekundete Nobiling sein Interesse an einer Versetzung. 
Bereits am 11. März verfügte der Finanzminister in Berlin den Wechsel nach Düsseldorf, so bald 
ein Nachfolger für Nobiling gefunden sei. Mit der Versetzung war eine Gehaltszulage von 100 
Talern pro Jahr verbunden, damit Nobiling seinem älteren Kollegen Franz Anton Umpfenbach 
(1790-1852) in Düsseldorf gleichgestellt wurde. Die Vergütung betrug nun 1100 Taler Gehalt, 
300 Taler Fuhrkosten, 100 Taler für Schreibmaterialien, 250 Taler für eine Arbeitshilfe sowie 100 
Taler Gehaltserhöhung, von der ein Fünftel in Gold ausgezahlt wurde. 13 

14 Tage später war mit dem Wasserbauinspektor Hoff ein Kandidat gefunden, der Nobilings 
Stelle in Trier übernehmen konnte. Auf Nobiling wartete eine wichtige Aufgabe am Nieder­
rhein. Die Dampfschiffahn machte Verbesserungen des Fahrwassers unumgänglich, die über lo­
kale Stromverlegungen, Deich- und Uferbauten hinausgehend nach übergreifenden Planungen 
vorgenommen wurden. Die vor den napoleonischen Kriegen durchgeführten Maßnahmen, der 
Verfall während der Besetzung und die örtlich vorgenommenen Reparatur- und Sicherungsarbei­
ten an Uferböschungen und Ufergrundstücken nach 1815 waren vor allem deshalb unzurei­
chend, weil sie nicht im Hinblick auf die Steigerung des Verkehrsaufkommens durch die revolu­
tionären Veränderungen der Schiffahn nach Einführung der Dampfmaschine konzipiert waren. 
Die mit eigener Kraft fahrenden Dampfschiffe waren einerseits vom Leinpfad unabhängig, so daß 
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die SchiHahnsstraße nicht mehr nahe am Ufer vorbeigeführt werden mußte. Andererseits erfor­
derten sie eine größere Fahrwassertiefe. »So wurde aus einem Uferbau eigentlich erst ein 
Strombau.<<14 

Neben der Dampfschiffahrt, vor allem der Dampfschleppschiffahn zu Beginn der 1840er 
Jahre, war es die Rheinschiffahrtsakte vom März 1831 mit der Befreiung der Rheinschiffahn von 
vielen Hemmnissen wie Zöllen, Stapelrechten etc., die eine Belebung des Verkehrs zur Folge hat­
ten.15 Diesem Aufschwung konnte ein sich stark schlängelnder und das Fahrwasser laufend ver­
ändernder Rhein nicht mehr gerecht werden. Darüber hinaus war die Wasserbautechnik im Aus­
lande und durch die Rezeption und weitere theoretische Durchdringung durch deutsche Wasser­
bauingenieure wie Eytelwein (1765-1849), Hagen oder Wiebeking weiter fortgeschritten, so daß 
eine Abkehr von der Unterhaltung des Bestehenden durch landeskulturtechnische Arbeiten zu 
einer den ganzen Strom mit seinen Nebenflüssen als Einheit erfassenden wasserbautechnischen 
Arbeit geboten erschien. 

Für dieses Ziel stritt Nobiling in den Jahren 1844 bis 1849 mit Erfolg gegen starke Widerstände 
mit der ihm eigenen Beharrlichkeit. Seinem Streben stand vor allem die Organisation der preußi­
schen Verwaltung entgegen, in der es kein Vorbild für eine die Grenzen eines Regierungsbezirks 
überschreitende Planung und Bauausführung gab. Die Einsicht für die Notwendigkeit einer Re­
organisation wuchs in Berlin vor allem durch die Unterstützung, die Nobiling in Hagen fand. 
Hagen, der als Landesoberbaudirektor die Bauabteilung im Ministerium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten leitete, setzte schließlich durch, daß die bisherigen Bauverwaltungen bei 
den Regierungspräsidenten in Düsseldorf, Köln und Koblenz aufgelöst wurden und in einer zen­
tralen Wasserbauverwaltung für den preußischen Rhein aufgingen. 

Ehe es jedoch soweit war, wurde Nobiling 1849 neben seiner Tätigkeit an Rhein und Ruhr im 
Regierungsbezirk Düsseldorf mit der Beratung und Oberbauleitung bei Baumaßnahmen in den 
Regierungsbezirken Köln und Koblenz betraut. Das Ministerium begründete diese Entscheidung 
damit, daß auf diese Weise »die Wasserbauten übereinstimmend nach der Natur des Stroms<< aus­
geführt und die dafür bewilligten Mittel am zweckmäßigsten eingesetzt werden würden. Damit 
war ein Zustand überwunden, den Hagen in einem Brief an Nobiling im Juni 1849 folgenderma­
ßen beschrieben hatte: 

>>Es war bei der früheren Organisation des Bauwesens ein Mißgriff, daß keiner etwas machen 
konnte, wie er es für das Angemessene hielt, sondern immer eine Menge anderer Personen 
daran mäkeln konnte. Jede Idee wurde dadurch verstümmelt, alle verloren die Lust zur Sache, 
keinem war es recht, und wenn am Ende etwas nicht glückte, so war niemand da, dem man 
die Schuld geben konnte.<<16 

Die Neuregelung der Kompetenzen und die Konzentration der Verantwortung in Nobilings 
Hand erwiesen sich als richtungsweisend. Obwohl Nobiling in seiner neuen Funktion recht er­
folgreich tätig war, sprach sich die Kohlenzer Regierung gegen diese Organisationsform aus, was 
den Handelsminister von der Heydt dazu veranlaßte, die Geschäfte der Rheinstrombauverwal­
tung und die Schiffahrtspolizei von den kgl. Regierungen zu trennen und durch allerhöchste Ka­
binettsordre vom 11. September 1850 einer beim Oberpräsidenten in Koblenz einzurichtenden 
Rheinstrombauverwaltung zu übertragen. Dieser neue Behörde unterstand ein rund 335 km lan­
ger, zusammenhängender Stromabschnitt von Bingerbrück bis zur niederländischen Grenze. Am 
1. Januar 1851 sollte die Rheinstrombauverwaltung ihre Tätigkeit aufnehmen. Die Leitung 
wurde Nobiling angetragen. 

Doch Nobiling zögerte aus verschiedenen Gründen, diese Aufgabe zu übernehmen. Er war 
nämlich der Meinung, daß die Trennung der Geschäfte der Rheinstrombauverwaltung von den 
jeweiligen kgl. Regierungen nicht im Interesse der Staatsverwaltung läge. Die neue Behörde habe 
lediglich den Auftrag, >>den Rheinstrom schiffbar zu machen und zu diesem Zwecke die dazu nö­
thigen Strom bau- und Uferwerke zur Ausführung zu bringen und zu unterhalten.<< Dies sei aber 
ebenso gut unter der Verwaltung der verschiedenen Regierungen möglich, wenn nur ein Techni­
ker die Bauleitung in allen drei Regierungsbezirken übernehme. Dadurch ließen sich Kosten spa­
ren und die Kassenführungen bei den Regierungen würden nicht gestört werden. Die wahren 
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Gründe für seine Ablehnung scheinen aber eher persönlicher Art zu sein. Einmal befürchtete 
Nobiling eine Gehaltseinbuße. In seiner jetzigen Stellung bezog er ein Gesamtgehalt von 2350 
Talern, wovon er 300 Taler für Reisen und 50 Taler für Schreib- und Zeichenmaterialien pro Jahr 
ausgab. Für die technische Leitung der Ruhrbauten waren in den 2 000 Talern zusätzliche 400 Ta­
ler enthalten, die nun wegzufallen drohten. Deshalb plädierte er für die Beibehaltung der bisheri­
gen Organisation seiner Tätigkeit. Als weitere Begründung führte er an, daß er gerne die zur 
Schiffbarmachung der Ruhr begonnenen Arbeiten durchführen und beendigen wolle. 

Die Ruhr als Verkehrsträger hatte in den 1840er Jahren ihre Kapazitätsgrenze erreicht, die 
durch die abfließende Wassermenge gegeben war. Die Schiffahrt war maximal nur an 86 hinter­
einanderliegenden Tagen im Jahr möglich.17 Heute noch an verschiedenen Stellen zu sehende, in 
den Strom hineinlaufende Stauköpfe sind nach Nobiling benannt worden und heißen »Nobiling­
Köpfe<<.18 Wie auch auf dem Rhein üblich, machte Nobiling mehrfache Strombereisungsfahrten 
auf der Ruhr, um sich über den Fortgang der Bauarbeiten und über den Stromzustand allgemein 
zu informieren.19 Seine Oberleitung bei den Ruhrregulierungsarbeiten fand allgemeine Aner­
kennung, die u. a. auch darin zum Ausdruck kam, daß in einer mit zahlreichen Unterschriften 
versehenen Eingabe an Minister von der Heydt der Wunsch ausgesprochen wurde, >>es möchte 
dem bisherigen ausgezeichneten Leiter der Ruhrbauten dieser Fluß im Interesse der Ruhrschiff­
fahrt auch fernerhin unterstellt bleiben«.20 

Eine wichtige Rolle spielte Nobiling beim Ausbau des Ruhrorter Hafens. In den Jahren 1845 
und 1846 hatte sich Franz Haniel mit dem Plan an den Oberpräsidenten von Schaper bzw. an den 
Präsidenten der Ruhrschiffahrtsdirektion in Düsseldorf gewandt, den Ruhrorter Hafen an die Ei­
senbahn anzuschließen. Die Düsseldorfer Regierung ließ von Nobiling einen Bauplan und Ko­
stenvoranschlag erarbeiten. Nobilings positives Gutachten führte zu verschiedenen Verhandlun­
gen Ruhrorter Kaufleute mit Franz Haniel an der Spitze, die recht konkrete Formen angenom­
men hatten, aber im Jahre 1848 wegen der politischen Lage nicht weiter verfolgt wurden. 

Die ursprünglich als Pferdebahn geplante Linie wurde aber 1849 auf Lokomotivbetrieb umge­
stellt. Die von der Gutehoffnungshütte 1850 gelieferte Lokomotive wurde aber nicht vom Ruhr­
schiHahnsfiskus bezahlt. Man stellte sich auf den Standpunkt, daß Nobiling am 29. Dezember 
1849 der Ruhrorter Kaufmannschaft erklärt habe, daß der Lokomotivbetrieb auf den Schienen­
strängen des Ruhrorter Hafens von der Ruhrschiffahrtsverwaltung nicht übernommen und be­
sorgt werden könne. Dieser Betrieb müsse der Kaufmannschaft überlassen bleiben. Die Ausein­
andersetzungen um die Finanzierung der Bahn und der Lokomotiven, in die auch Nobiling mit 
verstrickt war, zogen sich länger hin und endeten ohne befriedigende Lösung für Franz Haniel. 21 

Trotz aller Einwände und aller Befürchtungen, daß er eine Gehaltseinbuße hinnehmen müsse, 
trat Nobiling sein neues Amt am 1. Januar 1851 an. Seine finanziellen Sorgen wurden ausgeräumt 
und seine Bitte nach Mitarbeitern, die ihm zur Hand gehen sollten, erfüllt. Baurat Butzke, der zu­
gleich Rheinschiffahrtsinspektor in Koblenz war, wurde sein Stellvertreter. Die übrigen Wasser­
bauinspektionen in Köln, Düsseldorf, Xanten und Rees wurden der neuen Behörde unterstellt. 22 

Über ein Vierteljahrhundert bis zu seinem Ausscheiden im Jahre 1877 hatte Nobiling sein Amt 
inne. Eine große schriftstellerische Tätigkeit wie z. B. sein Freund und Förderer Hagen entwik­
kelte er nicht. Zwei längere Abhandlungen über den Rhein und die Weser veröffentlichte er in 
den 1850er Jahren in Erbkarns Zeitschrift für Bauwesen. Diese beiden Arbeiten mit den beschei­
denen Überschriften »Nachrichten über . . .  « geben umfassende Informationen über die Beschaf­
fenheit der Ströme, über ihre Verkehrsverhältnisse und die bisher ausgeführten hydrotechni­
schen Arbeiten. Diese vom preußischen Handelsminister angeforderten Darstellungen sind wert­
volle, aus amtlichen Quellen erarbeitete Übersichten über den Zustand der preußischen Ströme 
um 1855. Im Gegensatz zu den wenigen Veröffentlichungen findet sich eine bisher unüberseh­
bare Zahl von Gutachten, Berichten und anderen Schriftstücken in staatlichen und privaten Ar­
chiven, die über Nobilings praktische Tätigkeit Auskunft geben. Eine systematische Auswertung 
würde noch viel unbekanntes Material zum Vorschein bringen. 

Nobiling, der kein Theoretiker, sondern ein Praktiker des Wasserbaus war, ließ sich bei all sei­
nen Arbeiten von einer Maxime leiten, die uns heute als sehr modern erscheint. Er sah den Fluß 
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als eine Naturerscheinung an, dessen Regulierung nur durch eine Lenkung der Naturkräfte zum 
Erfolg führen würde. Deshalb hatten alle Maßnahmen planmäßig zu sein und den Strom im Zu­
sammenhang zu sehen, sie mußten aber dennoch schrittweise den jeweiligen örtlichen Gegeben­
heiten angepaßt sein. Die Schiffbarmachung konnte nicht ohne Hochwasserregulierung, ohne 
Uferschutz und ohne eine Ordnung des Deichwesens erfolgen. Dort, wo erforderlich, wurden 
Inseln beseitigt, indem sie z. B. mit dem Ufer verbunden wurden. Andere Inseln wurden bei der 
Planung der Fahrrinne mitberücksichtigt, so daß sie bestehen bleiben konnten.23 

Nobiling erkannte, daß mit der Dampfschiffahn die enge Bindung der Fahrrinne an den Lein­
pfad und damit an das Ufer aufgegeben werden konnte und daß der Ausbau des Stromes an sei­
nem natürlichen Verlauf ausgerichtet sein mußte. Im Gegensatz zu anderen Wasserbauingenieu­
ren war er kein ausschließlicher Verfechter von Längs- oder Querbauten, sondern er entschied 
sich je nach den örtlichen Bedingungen für die eine oder andere Methode oder für eine Kombina­
tion. Sein Vorgehen überzeugte schließlich auch die Kollegen in den technischen Strom­
befahrungskommissionen der Rheinschiffahrtskommission in den Jahren 1861 und 1874.24 

Das Regulierungsziel, das 1861 modifiziert wurde, war im großen und ganzen die Herstellung 
einer genügend breiten Schiffahrtsrinne von mindestens zwei Meter Tiefgang bei niedrigstem 
Wasserstand von Koblenz abwärts bis zur holländischen Grenze. Zur Durchführung dieser Auf­
gabe setzte die Strombauverwaltung ab 1857 zunehmend dampfgetriebene Maschinen ein. So 
wurden insgesamt vier von Schwarzkopff in Berlin gebaute Dampfbohrmaschinen angekauft, die 
sich nach einigen Abänderungen als brauchbar erwiesen. Unter Nobilings Ägide kam es auch 
zum Einsatz des sog. Taucherschachtes, mit dessen Hilfe die Arbeiter auf der Sohle des Flusses 
praktisch im Trockenen arbeiten konnten. 25 

Bei seiner überragenden Stellung in Fragen des hydrotechnischen Rheinausbaus ergab sich fast 
zwangsläufig, daß Nobiling auch bei den verkehrstechnischen Veränderungen in der Rheinschiff­
fahrt eine außerordentlich wichtige Position einnahm. Seine besondere Rolle und Bedeutung bei 
der Einführung der Tauerei auf dem Rhein haben wir an anderer Stelle herausgearbeitet. 26 Sein 
Einsatz ging soweit, daß er, manches Mal über seine Kompetenzen hinausgehend, Verhandlun­
gen führte und Forderungen aufstellte, die ihm den Tadel seiner Vorgesetzten einbrachten. Die­
ser etwas herrische Zug war bereits im Zusammenhang mit dem Bau einer Brücke über die Brems 
bei Dillingen Anlaß zu einer ministeriellen Ermahnung gewesen. 27 Seine gewisse Sturheit ent­
sprach aber nicht einer Besserwisserei, sondern resultierte aus seinem umfassenden Engagement 
für die Belange des Wasserbaus und der Verkehrstechnik. 

Nobiling wurde verschiedentlich als Berater in Wasserbaufragen herangezogen. In den 
1850er Jahren gelang ihm die Schlichtung eines langjährigen Streites zwischen der großherzog­
lich-hessischen und der herzoglich-nassauischen Regierung über die Regulierung des Rheins im 
Bereich von Mainz-Biebrich. Die türkische Regierung zog ihn als Berater beim Ausbau der Do­
nau hinzu. Fast ein halbes Jahr wirkte er an den Entwürfen mit, die dann später zur Ausführung 
gelangten. 28 

Am 15. Oktober 1876 beantragte er seine Entlassung aus dem Staatsdienste.29 In Folge eines 
Unfalls war er auf dem linken Auge nach und nach erblindet und mußte befürchten, daß er auch 
auf dem rechten Auge die Sehkraft verlieren würde. Ihm war deutlich, daß seine Leistungsfähig­
keit zur Wahrnehmung der Dienstgeschäfte und besonders der schriftlichen Arbeiten immer 
mehr abnahm. Die Hoffnungen, daß der Nachfolger des verstorbenen Inspektor Butzke ihm 
Verwaltungsarbeiten abnehmen würde, erwiesen sich als trügerisch. So mußte er offen eingeste­
hen, daß ihm die Übersicht über die Verwaltung verloren gegangen sei. Da in der Frage eines ge­
eigneten Stellvertreters und zukünftigen Nachfolgers >>noch nichts Entscheidendes« erfolgt sei, 
beantrage er seine Entlassung. Diesem Gesuch legte er eine Aufstellung seiner Tätigkeiten im 
Staatsdienste bei, um eine Pensionierung bei vollem Gehalt zu erbitten. Er hatte seit 26 Jahren 
ein jährliches Gehalt von 2 400 Taler = 7 200 Mark und eine Entschädigung von jährlich 220 Ta­
ler = 660 Mark für eine Wohnung erhalten, wovon aber nach dem Durchschnittssatze nur 164 
Taler = 492 Mark pensionsberechtigt sein sollten. Nach einer mehr als 50jährigen Dienstzeit hät­
ten ihm drei Viertel als Pension zugestanden. 
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In Anbetracht seiner langen, ausschließlich dem Staate gewidmeten Dienstzeit bat er jedoch, 
man möge die Zahlung des ganzen Gehaltes als Pension beim König beantragen.30 

Nobilings Gesuch wurde ihm unter Verleihung des Kronenordens II. Klasse zum 1. April 1877 
gewährt. Statt der ihm gesetzlich zustehenden Pension von 4869 Mark erhielt er zusätzlich 800 
Mark jährlich aus dem Staatsfonds und weitere 1000 Mark aus dem Kronfidei-Kommiß-Fonds.31 
An Ehrungen hat es ihm nicht gefehlt. Im Jahre 1853 fanden sich unter Federführung von Franz 
Haniel Ruhrorter Kaufleute zu einer Spendenaktion für ein Geschenk und Festessen zusammen, 
um »die schon längst beabsichtigte Anerkennung der besonderen Verdienste des Strombau-Direc­
tors Herrn Nobiling<< zum Ausdruck zu bringen. Ende Juli 1853 wurde Nobiling eine silberne 
Terrine, innen reich vergoldet, mit getriebenen Verzierungen und Adler als Knopf auf dem Dek­
kel nebst Plateau überreicht. Die bei dem Goldschmied Georg Hossauer in Berlin erworbene 
Vase trug inmitten eines getriebenen Eichenkranzes als Dekoration ein Rheinschiff und eine Lo­
komotive, um Nobilings Bedeutung für Schiffahn und Eisenbahn zum Ausdruck zu bringen. 
Darüber hinaus waren die Namen aller Spender eingraviert.32  

1861 verlieh ihm der türkische Sultan einen Verdienstorden III. Klasse für seine Arbeit in der 
Europäischen Donau-Schiffahrts-Kommission. Mit Genehmigung der Königin schenkten »die 
längs dem Rheine, der Mosel und der Ruhr wohnenden Verehrer dieses um unsere Rheinprovinz 
hochverdienten Mannes<< Nobiling zu seinem 50jährigen Amtsjubiläum im Jahre 1869 die 
Summe von 7 000 Taler in 41/zprozentigen Prioritäts-Obligationen der Bergisch-Märkischen Ei­
senbahn.32 

Manches von dem, was Nobiling geplant und vorbereitet hatte, wurde erst nach seinem Aus­
scheiden aus dem Staatsdienst vollendet. Der von ihm ausgearbeitete Regulierungplan für den 
Rhein bildete die Grundlage für eine Denkschrift, die dem preußischen Landtag 1879 unterbrei­
tet wurde. Die darin gemachten Vorschläge wurden dem weiteren Ausbau des Rheines ab 1880 
zugrundegelegt. Auch die von ihm seit 1875 beantragte Veränderung der Lahnmündung, wo­
durch der Fluß mittels eines von der Oberlahnsteiner Seite aus vor die ehemalige Mündung geleg­
ten Steindammes nordwärts abgelenkt und eine Strecke parallel zum Rhein geführt wurde, ehe er 
auf der Höhe der Johanniskirche in den Rhein einmündete, kam erst 1885 zur Ausführung.33 

Ein Ereignis besonderer Art hat sowohl Nobilings Lebensabend belastet als auch weitrei­
chende Folgen für das Reich gehabt. Nachdem der Gelegenheitsarbeiter Max Hödel (1857-1878) 
am 11. Mai ein Attentat auf Kaiser Wilhelm I versucht hatte, ohne ihn zu treffen, unternahm 
Dr. Kar! Nobiling (1848-1878) am 2. Juni 1878 einen zweiten Attentatsversuch, bei dem der Kai­
ser durch zwei Schrotladungen verletzt wurde. Der Attentäter schoß sich bei seiner Festnahme in 
den Kopf und verstarb nach einigen Monaten im Untersuchungsgefängnis, ohne noch einmal 
vernehmungsfähig gewesen zu sein.34 Nobiling hat sich der Tat seines Neffen sehr geschämt und 
wie die anderen Mitglieder der Familie dankbar die kaiserliche Erlaubnis akzeptiert, sich in Ede­
ling umbenennen zu dürfen.35 Während im persönlichen Bereich die Auswirkungen des Atten­
tats durch die Namensänderung gemildert wurden, hatte der Mordversuch für das Reich tiefgrei­
fende Konsequenzen zur Folge. 

Den zweiten Attentatsversuch innerhalb eines Monats nahm Bismarck zum Anlaß, den 
Reichstag aufzulösen. Im neugewählten Reichstag gelang es Bismarck, ein Reichsgesetz »wider 
die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie<<, das sog. Sozialistengesetz durchzu­
bringen.36 Die beiden Attentate dienten Bismarck als Vorwand für sein seit 1874 in Überschät­
zung der Gefahr einer sozialistischen Revolution angestrebtes Sozialistengesetz. Zwar gehörten 
die Attentäter nicht zur Sozialdemokratie, wurden aber von der Regierung mit ihr in Zusammen­
hang gebracht. Während der Sozialdemokratie die Zeit der Verfolgung nach dem Urteil von Kar! 
Kautsky als »Heldenzeitalter<< erschien, sah Friedrich Engels im Vergleich zu den Leiden der fran­
zösischen Sozialisten nach 1871 die Situation nüchterner: »Der Sturm, der nach der Kommune 
über die französischen Sozialisten hereinbrach, war doch noch was ganz anderes als das Nobiling­
gezeter in Deutschland.<<37 

Eduard Adolf Nobiling, der königs- und kaisenreue Staatsbeamte, verstarb am 27. Dezember 
1882 gegen 6 Uhr abends in Fachingen bei Diez, wo sein Sohn Max Edeling königlicher Brunnen-
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Alte Grabsteinplatte auf dem Friedhof in Nieder/ahn­
stein, die vor kurzem durch eine neue mit leider ver­
änderter Inschrift ersetzt worden ist. (Foto: W. Eisen­
barth, Stadtarchiv Lahnstein) 
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Gedenksäule in den Rheinanlagen in Ko­
blenz von 1864, auf der auch Nobilings 
Name aufgeführt ist. (Foto: Baudirektor 
G. Mantz, WSA Koblenz) 

verwalter war. Seine Ehefrau Marie geb. von Britzke, geb. 1822 in Berlin, war nur wenige Wo­
chen vor ihm verschieden. Das Ehepaar wurde auf dem Friedhof in Niederlahnstein beerdigt.38 
Die Aufschrift auf den gesprungenen Grabsteinplatten ist noch heute ohne Schwierigkeiten zu le­
sen, wenn der Efeu gelegentlich zurückgeschnitten wird. In den auf Anregung der Königin von 
Preußen und späteren Kaiserin Augusta (1811-1890) entstandenen Kohlenzer Rheinanlagen er­
innert eine Gedenktafel an diesen bedeutenden Wasserbauingenieur, der eine umfassende Würdi­
gung seines Lebens und Wirkens verdient hätte. 
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